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Vorwort

Am 16.12.2019 trat die Richtlinie (EU) 2019/1937 „zum Schutz von Perso-
nen, die Verstöße gegen das Unionsrecht melden“ (sog. Whistleblowing-
Richtlinie) in Kraft. Die Frist für die Umsetzung in den Mitgliedstaaten en-
det im Wesentlichen am 17.12.2021. Das Phänomen „Whistleblowing“ 
zieht seit längerem international großes rechtspolitisches und wissenschaft-
liches Interesse auf sich. Nach der am häufigsten verwendeten Definition ist 
unter einem solchen Verhalten „the disclosure by organization members 
(former oder current) of illegal, immoral, or illegitimate practices under the 
control of their employers, to persons or organizations that may be able to 
effect action“ zu verstehen (Near/Miceli, 1985).

Die Vorlage eines Vorschlags für eine Whistleblowing-Richtlinie durch 
die Europäische Kommission am 23.4.2018 war eine kleine Sensation. Noch 
bis 2015 hatte die Kommission eine Initiative für den Erlass eines eigenstän-
digen, rechtsverbindlichen Instruments zum Schutz von Whistleblowern 
abgelehnt.

Der Vorschlag übertraf trotz der Begrenzung des sachlichen Anwendungs-
bereichs auf Verstöße gegen bestimmtes Unionsrecht die Erwartungen derer, 
die sich seit mehreren Jahren für eine entsprechende Maßnahme auf EU-
Ebene eingesetzt hatten. Gleichwohl gingen aus den Trilogverhandlungen 
zahlreiche Änderungen bzw. Ergänzungen überwiegend hin zu einem höhe-
ren Schutzniveau hervor. Eher überraschend wurde nach harter Debatte der 
Vorrang interner Meldungen gegenüber externen Meldungen aufgegeben. 
Die in der Richtlinie vorgenommene Qualifizierung des Whistleblower-
Schutzes als Mittel zur besseren Rechtsdurchsetzung entspricht einen Regu-
lierungstrend auf Unionsebene und weltweit in Einzelrechtsordnungen.

Eine ordnungsgemäße Umsetzung in den Mitgliedstaaten wird sich auf-
grund der rechtspolitischen Brisanz des Themas, insbesondere aber auf-
grund der Komplexität der europäischen Kodifizierung sowie zahlreicher 
offener Auslegungs- und Regelungsfragen als sehr anspruchsvoll erweisen. 
In Deutschland – jedoch auch in anderen Mitgliedstaaten – hat eine schwie-
rige politische Debatte über den Erlass einer Umsetzungsgesetzgebung be-
gonnen. Ein erster Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz 
und für Verbraucherschutz (BMJV) für ein „Hinweisgeberschutzgesetz“ ist 
Ende April 2021 vorerst gescheitert.

Mit diesem Buch soll zum näheren Verständnis der Whistleblowing-
Richtlinie und zur Diskussion über die Umsetzung in nationales Recht bei-
getragen werden. Angesetzt wird bei der für die EU-Initiative bedeutsamen 
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Ausgangslage auf unionaler, internationaler und nationaler Ebene. Außer-
dem werden die Entstehungsgeschichte, die im Einzelnen angestrebten Zie-
le und die mehrfache kompetenzielle Abstützung näher erläutert. Vor die-
sem Hintergrund wird ein Überblick über die Inhalte der Richtlinie, wie 
den sachlichen und persönlichen Anwendungsbereich, die Schutzvoraus-
setzungen, die internen und externen Meldekanäle und Verfahren, die 
Schutzmaßnahmen und das Verhältnis zu sektorspezifischen Unionsrechts-
akten, gegeben. Internationale Standards und nationale Whistleblowing-
Gesetze sowie die Frage der Kohärenz mit dem Rechtsdurchsetzungsansatz 
werden miteinbezogen. Zugleich werden Vorschläge für die Auslegung und 
Umsetzung der Richtlinie unterbreitet. Ganz bewusst wurde nicht speziell 
eine deutsche Perspektive eingenommen, um eine Einordnung der Richtli-
nie in das internationale Regelungsumfeld zu ermöglichen.

Die Darstellung wird der leichteren Handhabung willen durch einen An-
hang ergänzt. Dieser umfasst ausgewählte Erwägungsgründe und Bestim-
mungen der Richtlinie sowie andere herangezogene Regelungen, außerdem 
Dokumente des Rates der Europäischen Union, die für die Entstehungsge-
schichte und das Verständnis der Richtlinie bedeutsam sind, sowie ein Ver-
zeichnis der einbezogenen Whistleblowing-Gesetze nationaler Rechtsord-
nungen. Das Buch befindet sich auf dem Stand von Ende April 2021.

Ich danke dem ehemaligen wissenschaftlichen Mitarbeiter Ass. jur. Ralf 
Ramin für wertvolle Unterstützung bei der Recherche und der Durchsicht 
des Manuskripts.

Frankfurt am Main, April 2021	 Christiane Siemes
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PWA Protection of the Whistleblower Act, 2013, Act No. VIII 
of 2013, Chapter 527 (Malta)

RdA Recht der Arbeit (Zeitschrift)

Rdnr. Randnummer

Rdnrn. Randnummern

RdTW Recht der Transportwirtschaft (Zeitschrift)

RDV Recht der Datenverarbeitung (Zeitschrift)

RIW Recht der internationalen Wirtschaft (Zeitschrift)

RL Richtlinie

RL-V Richtlinienvorschlag

RSF Reporter ohne Grenzen
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Abkürzungsverzeichnis

S. Seite, Satz

SEC Securities Exchange Commission (USA)

SeeArbG Seearbeitsgesetz

SFB Sonderforschungsbereich

SFS 2016:749 Act on special protection for workers against reprisals  
for whistleblowing concerning serious irregularities 
(Schweden)

Slg. Sammlung der Rechtsprechung des EuGH

s. o. siehe oben

sog. sogenannt

SPD Sozialdemokratische Partei Deutschlands

SR Soziales Recht (Zeitschrift)

Stb Staatsblad van het Koninkrijk der Nederlanden

StGB Strafgesetzbuch

SZ Süddeutsche Zeitung

TC Technical Committee

TLAA Treasury Laws Amendment (Enhancing Whistleblower 
Protections) Act 2019, No. 10, 2019 (Australien)

Ts. Teilsatz

u. und

u. a. und andere, unter anderem

UK United Kingdom

UN United Nations

UN. doc. Dokument der United Nations

UNODC United Nations Office on Drugs and Crime

Unterabs. Unterabsatz

Urt. Urteil

USA United States of America

v. vom

VerSanG-E Entwurf eines Gesetzes zur Sanktionierung von ver-
bandsbezogenen Straftaten (Verbandssanktionengesetz)

vgl. vergleiche

VO Verordnung

Vol. Volume (englische Quellen)
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Abkürzungsverzeichnis

VR Verwaltungsrundschau (Zeitschrift)

WA Whistleblower Act, 2006, Act 720 (Ghana)

WBRL Whistleblowing-Richtlinie

wistra Zeitschrift für Wirtschafts- und Steuerstrafrecht

WL sog. Whistleblowing Law v. 24. 10. 2018, 2018/210.2 
(Lettland)

WPA 2017 Whistleblower Protection Act, 2017, Act No. 10, 2017 
(Namibia)

WPA 2019 sog. Whistleblower Protection Act, NN 17/2019 (357) 
(Kroatien)

WPg Die Wirtschaftsprüfung (Zeitschrift)

WPL 2015 The Whistleblower Protection Law, 2015 (Kaimaninseln)

z. B. zum Beispiel

ZBR Zeitschrift für Beamtenrecht

ZESAR Zeitschrift für europäisches Sozial- und Arbeitsrecht

ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht

Ziff. Ziffer

ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht

ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik

z. T. zum Teil


